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1. Einleitung 

„In keinem Rechtsgebiet begegnet der Bürger dem Staat häufiger 
als im Steuerrecht. Das Steuerrecht ist […] Teil einer freiheitlich 
verfassten Rechtsordnung. Besteuerung ist Teilhabe am 
Privateigentum, am privaten Wirtschaften. Steuern sind nicht 
erforderlich, wenn dem Staat bereits alles gehört und wenn die 
Wirtschaft allein vom Staat betrieben wird. Ein Staat, der wie 
die Bundesrepublik Deutschland eine führende Position in der 
Weltwirtschaft einnimmt, hat einen großen institutionellen Fi-
nanzbedarf. Seine Bürger erwarten von ihm ein hohes Niveau an 
innerer Sicherheit sowie Funktionstüchtigkeit seiner Organe.“1 
Diese Feststellung ist einem Steuerrechtskommentar entnom-
men, in dem es weiter heißt: Da die Bundesrepublik Deutschland 
ein Sozialstaat ist, tritt zu dem institutionellen Finanzbedarf 
„ein sozialer Finanzbedarf der sozialen Sicherung, Fürsorge, 
Vorsorge und Umverteilung“2 hinzu. Vor diesem Hintergrund 
ist verständlich, dass nahezu alle Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen mit der Steuerverwaltung früher oder später in 
Kontakt treten – vor allem indem sie Steuererklärungen abgeben 
und Steuern zahlen oder Erstattungen beantragen.

Vor mehr als 100 Jahren sind im Ergebnis der Erzbergerschen 
Finanzreform erstmals Finanzämter in Deutschland entstanden. 
Der damals noch in der Reichsabgabenordnung geregelte drei-
stufige Aufbau der Steuerverwaltung gilt im Grundsatz bis heute 
im Finanzverwaltungsgesetz (FVG) fort. Nach der Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland wurde 1949 in Folge der im 
Grundgesetz verankerten Finanzverfassung eine föderalistische 

1	 Seer in: Tipke/ Lang, Steuerrecht, 25. Auflage 2024, Kapitel 1 Steuerrecht als 
Teil der Rechtsordnung, Rz. 1.1 – 1.6.
2	 Seer in: Tipke/ Lang, Steuerrecht, 25. Auflage 2024, Kapitel 1 Steuerrecht als 
Teil der Rechtsordnung, Rz. 1.7.
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Steuerverwaltung geschaffen und die Zuständigkeit für die 
Finanzämter wird seitdem von den Ländern wahrgenommen. 
Mit der vorliegenden Broschüre wird ein anschaulicher Über-
blick über die Aufgaben und Strukturen der Steuerverwaltung in 
Deutschland gegeben.

Die Steuerverwaltung3 ist als Teil der öffentlichen Verwaltung 
für das Verfahren zur Besteuerung der Bürgerinnen und Bürger 
zuständig und hat die Aufgabe, die Steuern den entsprechenden 
Gesetzen gemäß gleichmäßig festzusetzen und zu erheben. 
In der Bundesrepublik Deutschland ist die Steuerverwaltung 
zwischen dem Bund und den Ländern aufgeteilt. Während die 
Bundesfinanzverwaltung in erster Linie für die in Bundesgeset-
zen geregelten Verbrauchsteuern wie die Energiesteuer, die Ver-
sicherungsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und die Zölle zuständig 
ist, verwalten die Länder mithilfe der Finanzämter die übrigen 
Steuern als eigene Angelegenheit oder im Auftrag des Bundes. 
Dazu gehören die Lohn- und Einkommensteuer sowie die 
Umsatzsteuer. Dies sind die Steuern, die bei Weitem das höchste 
Aufkommen haben; ihnen begegnen die Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler im Alltag am häufigsten. Die Steuerverwaltung der 
Länder bildet deshalb auch den Schwerpunkt dieser Broschüre, 
die allen Interessierten einen übersichtlichen und ersten Ein-
blick in die Steuerverwaltung der Bundesrepublik Deutschland 
geben soll.

3	 Die Begriffe Steuerverwaltung und Finanzverwaltung werden oftmals synonym 
verwendet. Zur Abgrenzung von Finanz-, Steuer- und Zollverwaltung vgl. Tz. 3.



2. Finanzverfassung: 
Gesetzgebungs-,  
Verwaltungs- und 
Ertragskompetenz 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein föderaler Staat, der sich 
aus dem Bund und 16 Ländern zusammensetzt. Die mehr als 
zehntausend Gemeinden sind der staatlichen Ebene der Länder 
zugeordnet. Im Gegensatz zu einer zentralen Staatsorganisation 
ist das föderale System Deutschlands durch die Aufteilung der 
Aufgaben und Zuständigkeiten auf eigenständige staatliche 
Ebenen gekennzeichnet.

Die Sicherung der Eigenständigkeit von Bund und Ländern 
erfordert zum einen eine klare Zuordnung der staatlichen 
Aufgaben zu den staatlichen Ebenen und zum anderen die 
Gewährleistung einer aufgabenadäquaten Finanzausstattung. 
Die Regelungen zu den föderalen Finanzbeziehungen sind im 
Grundgesetz verankert und werden auch als Finanzverfassung 
bezeichnet. Sie bestimmen insbesondere die Gesetzgebungs-, 
Verwaltungs- und Ertragskompetenz von Bund und Ländern im 
Bereich der Steuern.
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2. Finanzverfassung: 
Gesetzgebungs-,  
Verwaltungs- und 
Ertragskompetenz 

2.1	 Gesetzgebungskompetenz
Die Gesetzgebungskompetenzen des Bundes sind grundsätzlich in 
den Artikeln 70 ff. des Grundgesetzes (GG) und für den Bereich der 
Steuern in Artikel 105 GG geregelt. Im Bereich des Finanzwesens 
besitzt der Bund die ausschließliche Kompetenz zur Gesetzgebung 
über die Zölle und Finanzmonopole (Artikel 105 Absatz 1 GG); 
im Hinblick auf die übrigen Steuern hat er die konkurrierende 
Gesetzgebung, wenn ihm das Aufkommen dieser Steuern ganz 
oder zum Teil zusteht oder das Steuergesetz zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse oder zur Wahrung der Rechts- 
oder Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet erforderlich ist (Artikel 
105 Absatz 2 GG in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG).

2.2	 Verwaltungskompetenz
Zölle, die bundesgesetzlich geregelten Verbrauchsteuern ein-
schließlich der Einfuhrumsatzsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer und 
sonstige auf motorisierte Verkehrsmittel bezogene Verkehrsteuern 
und die Abgaben im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
werden durch die Bundesfinanzbehörden verwaltet (Artikel 
108 Absatz 1 Satz 1 GG, Artikel 87 Absatz 1 Satz 1 GG). Dies sind 
im Wesentlichen die Dienststellen der Zollverwaltung; auf sie 
werden wir in dieser Broschüre wegen der genannten Schwer-
punktsetzung nicht weiter eingehen. Nicht dargestellt werden 
hier auch die sog. örtlichen Aufwands- und Verbrauchsteuern, 
wie die Hundesteuer oder die Zweitwohnungsteuer, die von den 
Gemeinden erhoben werden.

Mit Ausnahme bestimmter Aufgaben oder Teilaufgaben, die von 
Bundesfinanz- oder Gemeindebehörden wahrgenommen werden, 
sind die Länder für die Steuerverwaltung verantwortlich (Artikel 
108 Absatz 2 GG). Dies gilt zum einen für alle Steuern, deren Ertrag 
den Ländern zufließt (zum Beispiel die Grunderwerbsteuer, die 
Erbschaft- und Schenkungsteuer) und die sie damit als eigene 
Angelegenheit (Landeseigenverwaltung, Artikel 83 GG) ausführen, 
zum anderen aber auch für die sog. Gemeinschaftsteuern. Dabei 
handelt es sich um Steuern, deren Aufkommen dem Bund und den 
Ländern gemeinsam zusteht und die die Landesfinanzbehörden 
im Auftrag des Bundes (Auftragsverwaltung, Artikel 108 Absatz 
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3 GG, Artikel 85 GG) verwalten. Darunter fallen die Lohn- und 
Einkommensteuer, die Umsatzsteuer und die Körperschaft-
steuer. Insbesondere bei der Auftragsverwaltung hat der Bund 
Aufsichts- und Weisungsbefugnisse gegenüber den Behörden der 
Länder. Sie betreffen die fachliche Ausführung der Steuergesetze 
und die Auslegung des Steuerrechts.

Die verfassungsrechtliche Grundlage für diese Befugnisse des 
Bundes bildet Artikel 108 Absatz 3 GG in Verbindung mit Artikel 
85 Absatz 3 und 4 GG. Insoweit unterstehen die Landesfinanz-
behörden den Weisungen des Bundesministeriums der Finanzen 
(BMF). In die Bearbeitung einzelner Steuerfälle greift der Bund 
aber gleichwohl nur in Ausnahmefällen ein. Darüber hinaus gibt 
es sogenannte BMF-Schreiben, also zwischen dem Bund und den 
Ländern abgestimmte Verwaltungsanweisungen, und allgemei-
ne Verwaltungsvorschriften, die von der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates (Artikel 108 Absatz 7 GG) erlassen 
werden, um u. a. eine einheitliche Anwendung des Steuerrechts 
zu gewährleisten.

Organisation, Personalangelegenheiten und den Haushalt ihrer 
Steuerverwaltungen verantworten hingegen die Länder allein, 
darauf hat der Bund unmittelbar keinen Einfluss. Er kann ins-
besondere nicht über die Ressourcen der Steuerverwaltungen der 
Länder bestimmen. Ihm ist damit nur eine indirekte Steuerung 
über fachliche Vorgaben und leistungsbezogene Anforderungen 
in Gestalt von sog. Vollzugszielen möglich. § 21a des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung (FVG) enthält die Zielvorstellung, 
nach der durch Zusammenwirken des BMF und der obersten 
Finanzbehörden der Länder im Interesse gleichmäßiger Besteue-
rung der Vollzug der Steuergesetze verbessert und erleichtert 
werden soll. Die Vereinbarung von Vollzugszielen gemäß § 21a 
Absatz 2 FVG ist dafür ein wesentliches Instrument. Das heißt, 
Bund und Länder schließen nach bundeseinheitlichen Maß-
stäben für die Zieldimensionen Auftragserfüllung, Bürger- und 
Mitarbeiterorientierung sowie Wirtschaftlichkeit auf der Basis 
von Leistungskennzahlen bilaterale Vereinbarungen für eine 
Steuerung im gesamten Bundesgebiet ab – wobei sie die jeweils 
unterschiedlichen Situationen in den Ländern berücksichtigen.
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2.3	 Ertragskompetenz
Die Ertragskompetenz (Ertragshoheit), das heißt die Verteilung 
der Steuererträge zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, ist 
in Artikel 106 GG geregelt. Die Abbildung 1 zeigt die Verteilung 
für die verschiedenen Steuerarten. 

Gemeinschaftsteuern

•	 Körperschaftsteuer
Bund 50 %, Länder 50 %, Gemeinden 0 %

•	 Lohn- und Einkommensteuer
Bund 42,5 %, Länder 42,5 %, Gemeinden 15 %

•	 Umsatzsteuer
Bund 48,1 %, Länder 49,1 %, Gemeinden 2,8 %

•	 Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungsverträge
Bund 44 %, Länder 44 %, Gemeinden 12 %

EU-Eigenmittel

•	 Mehrwertsteuer-Eigenmittel
•	 BNE-Eigenmittel (Anteil am Bruttonationaleinkommen)
•	 Kunststoff-Eigenmittel
•	 Zölle und Zuckerabgaben

Bundessteuern

•	 Energiesteuer
•	 Stromsteuer
•	 Tabaksteuer
•	 Kaffeesteuer
•	 Versicherungsteuer
•	 Kraftfahrzeugsteuer
•	 Solidaritätszuschlag

Landessteuern

•	 Erbschaft- und  
Schenkungsteuer

•	 Grunderwerbsteuer
•	 Biersteuer
•	 Rennwett- und  

Lotteriesteuer
•	 Spielbankabgabe
•	 Feuerschutzsteuer

Gemeindesteuern

•	 Gewerbesteuer
•	 Grundsteuer
•	 Vergnügungsteuer
•	 Hundesteuer
•	 Zweitwohnungsteuer
•	 Spielautomatensteuer
•	 Getränkesteuer

 

Abbildung 1: Wer bekommt welche Steuern?
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Abbildung 2: Steuereinnahmen 2025 nach Steuerarten (in Mrd. €)
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Die Steuereinnahmen betrugen 2025 insgesamt 990 Mrd. €. 
Den größten Anteil hatten dabei mit 753 Mrd. € die Gemein-
schaftsteuern.
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Die Finanzverwaltung ist der Teil der öffentlichen Verwaltung, 
der für die Festsetzung und Erhebung von Steuern zuständig ist. 
Sie ist in der Bundesrepublik Deutschland nach der Finanzver-
fassung zwischen Bund und Ländern aufgeteilt (Artikel 108 GG). 
Die Struktur der Finanzverwaltung ergibt sich aus dem FVG.

Die Bundesfinanzverwaltung ist hauptsächlich für Zölle, 
bundesgesetzlich geregelte Verbrauchsteuern, die Kraftfahr-
zeugsteuer und für die Versicherung- und Feuerschutzsteuer 
zuständig. Dieser Teil der Finanzverwaltung wird auch Zoll-
verwaltung genannt. Die weiteren Steuern werden von den 
Ländern teils im Wege der Auftragsverwaltung (Gemein-
schaftsteuern), teils als eigene Angelegenheit (zum Beispiel 
Erbschaftsteuer) verwaltet. Dieser Teil der Finanzverwaltung 
wird der Steuerverwaltung zugerechnet und umfasst die Lan-
desfinanzbehörden und den Teil der Bundesfinanzverwaltung, 
der nicht der Zollverwaltung oder sonstigen Dienststellen 
zugerechnet wird (Steuerabteilungen des BMF, Bundeszentral-
amt für Steuern). Die Bundesfinanzverwaltung umfasst derzeit 
das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund). Es erbringt 
als zentraler IT-Dienstleister des Bundes vielfältige und um-
fangreiche IT-Leistungen für die Bundesfinanzverwaltung und 
anderen Behörden und Organisationen des Bundes.

3. Aufgaben und  
Struktur der deutschen  
Finanzverwaltung 
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Für die den Gemeinden allein zufließenden Steuern können 
die Länder die Verwaltung der Steuern auch auf die Gemeinden 
übertragen. Von dieser Möglichkeit haben alle Länder mit 
Ausnahme von Berlin, Hamburg und teilweise Bremen Gebrauch 
gemacht.

Abbildung 3: Struktur der Finanzverwaltung nach dem Finanzverwaltungsgesetz

(Stand Mai 2026)

Sonstige Zollverwaltung                                                                                        Steuerverwaltung

Oberste Bundesbehörde Oberste Landesbehörden

Bundesministerium der Finanzen Finanzministerien bzw. Senatsverwaltungen der Länder

Bundesoberbehörden Landesober- oder Landesmittelbehörden

Informationstechnik- 
zentrum Bund 

(ITZBund)

Generalzolldirektion
(GZD)

Bundeszentralamt für 
Steuern 
(BZSt)

Oberfinanzdirektionen, Landesämter und Rechenzentren

Örtliche  
Bundesbehörden

Örtliche Landesbehörden

(Haupt-) 
Zollämter

Zollfahn-
dungsämter

Finanzämter

Steuerverwaltung in Gemeindebehörden

Gemeinde-, Kreis oder Stadt(steuerämter/kassen)
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Sonstige Zollverwaltung                                                                                        Steuerverwaltung

Oberste Bundesbehörde Oberste Landesbehörden

Bundesministerium der Finanzen Finanzministerien bzw. Senatsverwaltungen der Länder

Bundesoberbehörden Landesober- oder Landesmittelbehörden
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zentrum Bund 
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Örtliche  
Bundesbehörden
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(Haupt-) 
Zollämter

Zollfahn-
dungsämter

Finanzämter

Steuerverwaltung in Gemeindebehörden

Gemeinde-, Kreis oder Stadt(steuerämter/kassen)

In der Steuerverwaltung waren 2025 in Bund und Ländern (ohne 
Gemeinden) rund 110 Tausend Beschäftigte aktiv. Mit rund 
107 Tausend aktiven Beschäftigten waren die meisten für die 
Landesfinanzverwaltung tätig.
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3.1 Bundesfinanzverwaltung
3.1.1	 Bundesministerium der Finanzen

In der Bundesfinanzverwaltung ist das BMF die oberste Behörde. 
Die wesentlichen Disziplinen des BMF sind die Haushalts- und 
die Steuerpolitik. Auch die Steuerverwaltung gehört damit zu 
den Kernaufgaben des BMF. Ihm unterstehen u. a. unmittelbar 
die Generalzolldirektion (GZD) mit ihren nachgelagerten 
Ortsbehörden (Hauptzollämter und Zollfahndungsämter), das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) und das Informationstech-
nikzentrum Bund (ITZBund). Das BMF übt außerdem grund-
sätzlich die Rechts- und im Bereich der Auftragsverwaltung 
auch die Fachaufsicht über die Finanzbehörden der Länder aus, 
soweit sie Bundesgesetze ausführen. Diese Aufgabe wird in den 
Steuerabteilungen des BMF wahrgenommen.

Weitere zentrale Themen für das BMF sind schließlich die natio-
nale und internationale Finanzmarkt- und Währungspolitik, die 
Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern und Kommunen, 
vermögensrechtliche Fragen aus der Zeit der Wiedervereinigung 
und des Zweiten Weltkriegs, Beteiligungen und Immobilien des 
Bundes, Privatisierungen von Bundesvermögen sowie die Euro-
papolitik. Zum sonstigen Geschäftsbereich des BMF gehören 
daher u. a. auch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht, die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung und die 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, über die das BMF die 
Rechts- und Fachaufsicht hat.

Darüber hinaus ist die Bundesfinanzakademie im BMF an-
gesiedelt. Sie ist im verfassungsrechtlich begründeten Auftrag 
für die einheitliche Aus- und Fortbildung von Beamtinnen und 
Beamten im höheren Dienst der Steuerverwaltungen der Länder 
verantwortlich. Damit soll sie den gleichmäßigen Vollzug der 
Steuergesetze in Bund und Ländern unterstützen.

Im BMF waren Ende 2025 insgesamt 2.344 Beschäftigte tätig. 
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Davon waren 297 Beschäftigte mit fachlichen oder organisato-
rischen Angelegenheiten der Steuerverwaltungen der Länder 
befasst. Zu den Kernaufgaben der Steuerabteilungen zählen 
u. a. die Vorbereitung und Erarbeitung von Gesetzentwürfen 
(Referentenentwürfe), die Begleitung von Erörterungen in 
und mit parlamentarischen Gremien (zum Beispiel Bundestag, 
Bundesrat), die Erstellung von Entwürfen für Antworten 
auf parlamentarische Anfragen und von Redebeiträgen für 
den Leitungsbereich des BMF, die Verhandlung von Steuer-
abkommen, die Entwicklung und Anpassung steuerlicher 
Regeln und Standards auf Ebene der Europäische Union (EU) 
und der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), die internationale Zusammenarbeit 
mit den Steuerverwaltungen anderer Staaten, die Begleitung 
von Verfahren beim Bundesfinanzhof und beim Europäischen 
Gerichtshof, die Erstellung von bundeseinheitlich abgestimmten 
Regelungen zum Steuerrecht (sogenannte BMF-Schreiben und 
allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Steuerrecht) und die 
Fachaufsicht über das BZSt.

3.1.2	 Bundeszentralamt für Steuern

Das BZSt ist mit 2.468 Beschäftigten (Stand Ende 2025) neben 
der Generalzolldirektion (GZD) und dem ITZBund eine von drei 
dem BMF nachgeordneten Bundesoberbehörden. Die Aufgaben 
des BZSt richten sich nach § 5 FVG. Zu ihnen zählen beispiels-
weise die Mitwirkung an Außenprüfungen, die Verwaltung 
der Versicherung- und Feuerschutzsteuer, die Erstattung und 
Freistellung von deutschen Abzugsteuern, die steuerliche 
Rechts- und Amtshilfe, die zentrale Sammlung und Auswertung 
von steuerlichen Auslandsbeziehungen und die Vergütung von 
Vorsteuerbeträgen. Auch die Vergabe der Umsatzsteuer-Identi-
fikationsnummer (USt-IdNr.), die Pflege der Datenbanken für 
die jedem Bürger zugeteilte steuerliche Identifikationsnummer 
(IdNr.) und die Bildung der elektronischen Lohnsteuerabzugs-
merkmale (ELStAM) gehören zum Aufgabenspektrum dieser 
Behörde.
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3.2	 Landesfinanzverwaltung

Die Landesfinanzverwaltungen sind zwei- bzw. dreistufig aufgebaut:

•	 Oberste Finanzbehörde
•	 Ober- oder Mittelbehörden, soweit eingerichtet
•	 Örtliche Behörden: Finanzämter

Daneben unterhalten die Länder zum Teil noch gesonderte Ein-
richtungen für die Aus- und Fortbildung des Verwaltungspersonals 
(verwaltungseigene Bildungsstätten). Außerdem werden zur 
Unterstützung bestimmter Prozesse in der elektronischen Daten-
verarbeitung der Finanzämter Rechenzentren eingeschaltet. Diese 
Rechenzentren sind in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
organisiert: überwiegend als Teile einer Oberfinanzdirektion bzw. 
eines Landesamts, aber auch als Sachgebiete von Finanzämtern, 
selbstständige Dienststellen der Finanzverwaltung oder ressort-
übergreifende Einrichtungen.

Hamburg

Bremen

Schleswig-Holstein
(Kiel)

Mecklenburg-Vorpommern
(Schwerin)

Berlin

Brandenburg
(Potsdam)

Sachsen-Anhalt
(Magdeburg)

Sachsen
(Dresden)

Thüringen
(Erfurt)Hessen

(Wiesbaden)

Bayern
(München)

Baden-Württemberg
(Stuttgart)

Saarland 
(Saarbrücken)

Nordrhein-Westfalen
(Düsseldorf)

Niedersachsen
(Hannover)

Rheinland-Pfalz
(Mainz)
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3.2.1	 Oberste Finanzbehörden

Die obersten Finanzbehörden in der Landesfinanzverwaltung 
sind die 16 Landesfinanzministerien.

Land Oberste Finanzbehörde Sitz

Baden-Württemberg Ministerium für Finanzen Baden-Württemberg Stuttgart

Bayern Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat

München und 
Nürnberg

Berlin Senatsverwaltung für Finanzen Berlin

Brandenburg Ministerium der Finanzen und für Europa des 
Landes Brandenburg

Potsdam

Bremen Der Senator für Finanzen der Freien Hansestadt 
Bremen

Bremen

Hamburg Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg

Hessen Hessisches Ministerium der Finanzen Wiesbaden

Mecklenburg- 
Vorpommern

Ministerium für Finanzen und Digitalisierung 
Mecklenburg-Vorpommern

Schwerin

Niedersachsen Niedersächsisches Finanzministerium Hannover

Nordrhein-Westfalen Ministerium der Finanzen des Landes  
Nordrhein-Westfalen

Düsseldorf

Rheinland-Pfalz Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz Mainz

Saarland Ministerium der Finanzen und für Wissenschaft Saarbrücken

Sachsen Sächsisches Staatsministerium der Finanzen Dresden

Sachsen-Anhalt Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-
Anhalt

Magdeburg

Schleswig-Holstein Finanzministerium des Landes  
Schleswig-Holstein

Kiel

Thüringen Thüringer Finanzministerium Erfurt

Tabelle 1: Übersicht über die Landesfinanzministerien

Die Finanzministerien bzw. Senatsverwaltungen leiten die jeweiligen Landesfinanz-
verwaltungen. Für die Steuerverwaltung ist regelmäßig eine bestimmte Abteilung 
innerhalb der Ministerien bzw. Senatsverwaltungen verantwortlich.
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3.2.2	 Ober- oder Mittelbehörden

In sieben der 16 Landesfinanzverwaltungen bestehen wegen 
des dortigen dreistufigen Aufbaus Oberfinanzdirektionen bzw. 
Landesämter als sogenannte Ober- oder Mittelbehörden.

Die Oberfinanzdirektionen/Landesämter unterstützen und 
beaufsichtigen im Rahmen ihrer Dienst- und Fachaufsicht die 
Finanzämter. Zugleich sind sie das Bindeglied zwischen den 
jeweiligen Finanzministerien und den Finanzämtern. Finanz-
ministerien und Oberfinanzdirektionen/Landesämter nehmen 
somit Leitungs-, Aufsichts- und Dienstleistungsfunktionen 
für die ihnen unterstellten Finanzämter wahr. Zum Teil über-
nehmen die Oberfinanzdirektionen/Landesämter aber auch 
andere Aufgaben außerhalb der Steuerverwaltung, zum Beispiel 
im Bauwesen.

Land Behörde Sitz

Baden-Württemberg Oberfinanzdirektion Baden-Württemberg Karlsruhe

Bayern Bayerisches Landesamt für Steuern München

Hessen Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main Frankfurt am 
Main

Niedersachsen Landesamt für Steuern Niedersachsen Hannover und 
Oldenburg

Nordrhein-Westfalen Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen 
Rechenzentrum der Finanzverwaltung 
Nordrhein-Westfalen41 

Köln und Münster
Düsseldorf

Rheinland-Pfalz Landesamt für Steuern Koblenz

Sachsen Landesamt für Steuern und Finanzen Dresden

4	 Oberbehörde ohne nachgeordnete örtliche Behörden.

Tabelle 2: Übersicht über die Ober- oder Mittelbehörden der Länder
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3.2.3	 Finanzämter als örtliche Landesbehörden

Die Finanzämter sind die örtlichen Behörden. 2025 bestanden 
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 507 Finanz-
ämter mit insgesamt rund 97 Tsd. aktiven Beschäftigten. Die 
Anzahl als auch die Größe der Finanzämter ist aufgrund der 
unterschiedlichen Fläche und Einwohnerzahl in den einzelnen 
Ländern sehr unterschiedlich.

Auf der Webseite des BZSt und auch unter www.finanzamt.de 
gibt es eine Übersicht der 16 Länder und ihrer Angebote.

Abbildung 4:  Finanzämter in Deutschland 2025

https://www.finanzamt.de
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Die Finanzämter verwalten grundsätzlich im Auftrag des Bun-
des die Besitz- und Verkehrsteuern, die ganz oder zum Teil dem 
Bund zufließen. Dazu gehören insbesondere die Lohn- und Ein-
kommensteuer, die Umsatzsteuer und die Körperschaftsteuer. 
Darüber hinaus verwalten sie die Ländersteuern und bestimmte 
Gemeindesteuern, soweit die Länder die Verwaltung nicht den 
Gemeinden übertragen haben. Rund drei Viertel der gesamten 
Steuereinnahmen werden durch die Finanzämter erhoben. 2025 
betrug das Steueraufkommen der Finanzämter 772 Mrd. €.

Grundsätzlich sind die Finanzämter jeweils für einen räumlich 
bestimmten Bereich (Bezirk) zuständig, innerhalb dessen sie alle 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Besteuerung der dort an-
sässigen Steuerpflichtigen wahrnehmen. Die Abgabenordnung 
(AO) und die Einzelsteuergesetze legen Grundsätze für die 
Bestimmung der Zuständigkeit fest, zum Beispiel das Wohn-
sitzprinzip bei der Einkommensteuer, das Belegenheitsprinzip 
bei der Grundsteuer oder das Geschäftsleitungsprinzip bei der 
Körperschaftsteuer. Darüber hinaus können die Länder aus 
organisatorischen Gründen die Zuständigkeiten der Finanz-
ämter per Verordnung auch anders regeln. Davon machen sie 
in unterschiedlichem Ausmaß Gebrauch. Häufig werden die 
folgenden Aufgaben bei bestimmten Finanzämtern konzentriert, 
das heißt, ein Finanzamt nimmt sie komplett oder große Teile 
davon für den gesamten Bezirk einer Oberfinanzdirektion/eines 
Landesamtes wahr: Finanzkasse, Betriebsprüfung, Steuerfahn-
dung, Bearbeitung von Steuerstrafsachen sowie Erbschaft- und 
Schenkungsteuer.

3.2.4	 Funktionaler Aufbau der Finanzämter

Nach der Geschäftsordnung für die Finanzämter (FAGO) existie-
ren in jedem Finanzamt drei Hierarchieebenen: Die Amtsleitung 
leitet das Finanzamt.  Sie ist Vorgesetzte aller Beschäftigten und 
Dienstvorgesetzte der Beamtenschaft, soweit in den Ländern 
nichts Anderes bestimmt ist. Ihr obliegt die Fürsorge für die Be-
schäftigten. Auf der mittleren Führungsebene werden in der Regel 
funktionsbezogene Sachgebiete eingerichtet. Die Sachgebiets-
leitung ist für die rechtzeitige, sachgerechte und wirtschaftliche 
Erfüllung der Aufgaben im jeweiligen Sachgebiet verantwortlich. 
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Im Auftrag der Amtsleitung übt die Sachgebietsleitung die 
Fachaufsicht im jeweiligen Sachgebiet aus und unterstützt sie bei 
der Wahrnehmung der fachlichen, organisatorischen und perso-
nellen Aufgaben einschließlich der Dienstaufsicht. Ihr obliegt die 
Fürsorge für die Beschäftigten ihres Sachgebiets. Auf der dritten 
Ebene, der sog. Arbeitsebene, erledigen die Sachbearbeiterinnen 
bzw. Sachbearbeiter die Aufgaben ihres Arbeitsgebiets in eigener 
Verantwortung. Ihnen können zur Unterstützung Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter zugewiesen werden.

Die funktionale, also aufgabenbezogene Gliederung der 
Finanzämter ist nicht bundeseinheitlich geregelt und zum 
Teil sehr unterschiedlich. Im Allgemeinen können die in der 
nachstehenden Tabelle angeführten Typen von Arbeitsgebieten 
(Stellen) unterschieden werden, die aber nicht in jedem Finanz-
amt eingerichtet sind.

Bezeichnung Aufgabe

Geschäftsstelle Organisations-, Personal-, und Haushalts- 
angelegenheiten des Finanzamtes

Veranlagungsstelle ggf. gesondert für: 
•	 Arbeitnehmer
•	 Gewerbetreibende,  

Selbstständige etc.
•	 Personengesellschaften,  

Körperschaften etc.

Festsetzung der Veranlagungssteuern,  
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen 
•	 bei Arbeitnehmern
•	 bei Gewerbetreibenden, Selbständigen etc.
•	 bei Personengesellschaften, Körperschaften 

etc.

Umsatzsteuer-Voranmeldungsstelle Bearbeitung der Umsatzsteuer-Voranmeldungen

Rechtsbehelfsstelle Bearbeitung von Einsprüchen, Klagen und  
Revisionen (ggf. Teil der Veranlagungsstelle)

Stundungs- und Erlassstelle Bearbeitung der Anträge auf Stundung oder Erlass 
von Steuern (ggf. Teil der Veranlagungsstelle oder 
Erhebungsstelle)

Lohnsteuer-Arbeitgeberstelle Bearbeitung der Lohnsteuer-Anmeldungen und 
der übrigen steuerlichen Angelegenheiten der 
Arbeitgeber

Grunderwerbsteuerstelle Festsetzung der Grunderwerbsteuer

Tabelle 3: Funktionsstellen der Finanzämter



22

3.2.5	 Digitale Steuerverwaltung

Die Steuerverwaltung von heute ist längst digital. Die elektroni-
sche Kommunikation mit der Steuerverwaltung erfolgt vorrangig 
über das Verfahren ELSTER, das mit über 24 Mio. aktiven 
Nutzerkonten die erfolgreichste eGovernment-Anwendung 
Deutschlands ist. Im Dienstleistungsportal der Steuerverwaltung 
ELSTER: Ihr Online-Finanzamt unter www.elster.de können 
Bürgerinnen, Bürger und Unternehmen neben der Abgabe von 
Steuererklärungen zahlreiche weitere elektronische Leistungen in 
Anspruch nehmen. Steuerberater können selbstständig die Steuer-
konten ihrer Mandanten abrufen. Das digitale Serviceangebot, 
zu dem auch der Abruf von Bescheinigungen (sog. vorausgefüllte 
Steuererklärung) und die Auskunft zur elektronischen Lohn-
steuerkarte (ELStAM) gehört, wird schrittweise ausgebaut und im 
Funktionsumfang erweitert. So ist es mittlerweile über ELSTER 
auch möglich, u. a. Steuerbescheide zur Einkommensteuer 
elektronisch einzusehen und abzurufen - dies ersetzt dann den 
herkömmlichen Papier-Steuerbescheid.

Bezeichnung Aufgabe

Erbschaft- und Schenkungsteuerstelle Festsetzung der Erbschaft- und Schenkungsteuer

Bewertungsstelle Bewertung von Grundbesitz, insbesondere für 
Zwecke der Grundsteuer

Betriebsprüfungsstelle Steuerliche Betriebsprüfungen, insbesondere bei 
Gewerbetreibenden und freiberuflich Tätigen

Lohnsteuer-Außenprüfungsstelle Lohnsteuer-Außenprüfungen bei Arbeitgebern

Umsatzsteuer-Sonderprüfungsstelle Umsatzsteuer-Sonderprüfungen bei Unternehmern

Steuerfahndungsstelle Steuerfahndung

Bußgeld- und Strafsachenstelle Bearbeitung von Bußgeld- und Steuerstrafsachen 
(mit Ausnahme der Steuerfahndung)

Finanzkasse Einziehung, Abrechnung, Verbuchung und  
Ablieferung der Steuerzahlungen (Ablieferung an 
die Kassen der jeweiligen Steuergläubiger)

Vollstreckungsstelle Beitreibung rückständiger Steuerbeträge

Erhebungsstelle Aufgaben der Finanzkasse, Vollstreckungsstelle, 
Stundungs- und Erlassstelle in einer Stelle

http://www.elster.de
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4. Arbeitsergebnisse 
2025 

Die Steuerverwaltung bewältigt ihre Aufgaben in den Massen-
verfahren professionell und mit modernen Verfahren. So 
bearbeiteten die Finanzämter 2025 über 32,7 Mio. Einkommen-
steuerfälle, 1,7 Mio. gesonderte und einheitliche Feststellungen 
und 1,9 Mio. Körperschaftsteuerfälle. Die Veranlagung eines 
Einkommensteuerfalls wurde 2025 im Durchschnitt in 53 
Kalendertagen abgeschlossen. Arbeitnehmer erhielten ihren 
Steuerbescheid im Durchschnitt bereits nach 46 Tagen. Um 
dieses hohe Pensum im vorgegebenen Zeitrahmen bewältigen zu 
können, haben die Finanzämter inzwischen viele Arbeitsschritte 
ganz oder teilweise automatisiert, u. a. setzen sie automationsge-
stützte Risikoprüfungen ein. Auch die zunehmende Abgabe von 
elektronischen Steuererklärungen trägt zur Rationalisierung 
der Arbeitsprozesse bei. 2025 wurden 83 % der Einkommen-
steuererklärungen und 97 % der Körperschaftsteuererklärungen 
elektronisch eingereicht.

Die Veranlagungsarbeiten werden durch die Außendienste 
unterstützt. Im Jahr 2025 wurden 286 Tsd. Außenprüfungen 
durchgeführt. Mit 149 Tsd. Fällen hatten die Betriebsprüfungen 
daran den größten Anteil. Die in den Außenprüfungen fest-
gestellten Mehr- (Minder-) Steuern beliefen sich im Jahr 2025 auf 
13,7 Mrd. €.

Die Steuerpflichtigen legten 2025 insgesamt 4,1 Mio. Einsprüche 
ein. In den meisten Fällen wurden die Rechtsstreitigkeiten 
außergerichtlich gelöst. Lediglich in 46 Tsd. Fällen wurden im 
Jahr 2025 Klagen erhoben.
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Die von den Finanzämtern zu verwaltenden Steuern wurden 
zum allergrößten Teil auch tatsächlich eingenommen. Von den 
im Jahr 2025 festgesetzten Steuern in Höhe von 813 Mrd. €  
(Kassensoll) wurden 773 Mrd. € kassenwirksam vereinnahmt. 
Die Höhe der sog. echten Rückstände, also der Rückstände 
die nicht gestundet oder ausgesetzt sind, betrug Ende 2025 
13,5 Mrd. € und damit rund 1,7 % des Kassensolls.

Eine Darstellung der Arbeitsergebnisse für die letzten drei Jahre 
ist im Anhang „Datensammlung zur Steuerverwaltung 2023 - 
2025“ enthalten.



Was ist Finanzkriminalität?

Anhang: 
Datensammlung zur 
Steuerverwaltung 
2023 - 2025 

Bereich
Ist-Personal in VZÄ*

2023 2024 2025

Finanzämter 97.350 96.901 96.736

Automation 4.867 4.785 5.025

Bildungseinrichtungen 1.130 1.150 1.144

Sonstige Bereiche 4.108 4.029 4.294

Steuerverwaltung Länder 107.454 106.865 107.197

* VZÄ = Vollzeitäquivalent, Berechnung auf Basis einer Vollzeitstelle, d. h. Beschäftigte in Teilzeit werden 
zeitanteilig berücksichtigt.

Laufbahngruppe*
Ist-Personal in den Finanzämtern in VZÄ

2023 2024 2025

Einfacher und mittlerer Dienst 46.269 45.672 45.281

Gehobener Dienst 48.142 48.318 48.507

Höherer Dienst 2.939 2.911 2.948

Finanzämter Summe 97.350 96.901 96.736

* Nicht beamtete Beschäftigte wurden den Laufbahngruppen entsprechend zugeordnet. In den Ländern 
bestehen unterschiedliche Laufbahnmodelle (z. B. norddeutsche Länder: Laufbahngruppe 1 = vergleichbar 
einfacher und mittlerer Dienst, Laufbahngruppe 2 = vergleichbar gehobener und höherer Dienst). Die Anga-
ben der Länder wurden den Laufbahngruppen des Bundes vergleichbar zugeordnet.

Personal in den Steuerverwaltungen der Länder
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Bereich

Steuerfälle
Veranlagungszeitraum -1 (31.12.)

2023 2024 2025

Einkommensteuer* 32.258.347 32.269.062 32.671.294

Feststellungen 1.677.168 1.674.333 1.696.006

Körperschaften 1.813.216 1.873.277 1.906.492

Gewerbesteuer 4.159.912 4.184.686 4.187.864

Umsatzsteuer 6.679.964 6.606.810 6.505.161

*Zusammen veranlagte Ehegatten werden als ein Steuerfall gezählt.

Kennzahl 2023 2024 2025

Durchlaufzeit in Kalendertagen

    Einkommensteuer 56 52 53

    Arbeitnehmer / Überschuss- 
    einkünfte

50 45 46

    Sonstige natürliche Personen/  
    Gewinneinkünfte

68 64 65

    Körperschaften, ohne steuer- 
    befreite

61 66 68

Anteil der elektronisch eingegangenen Steuererklärungen in %

   Einkommensteuer 79 81 83

   Körperschaften,  
   ohne steuerbefreite

95 97 97

Veranlagung
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Außendienste

Bereich Kennzahl 2023 2024 2025
B

et
ri

eb
sp

rü
fu

ng

Summe der Mehr- (Minder-) Steuern  
in Mio. €

13.188 10.878 11.182

abgeschlossene Prüfungen  
(mit sonstigen Prüfungen)

152.299 147.168 148.810

abgeschlossene Prüfungen (ohne 
sonstige Prüfungen)

146.496 140.764 139.205

    dav. Großbetriebe 34.899 31.210 27.277

    dav. Mittelbetriebe 37.310 31.300 19.876

    dav. Kleinbetriebe 28.415 28.501 32.900

    dav. Kleinstbetriebe 45.872 49.753 59.152

vorhandene Prüfer in VZÄ 12.386 12.360 12.148

vorhandene Betriebe zu Beginn des 
Prüfungsturnus

8.409.661 8.832.707 8.832.707

Lo
hn

st
eu

er
- 

au
ße

np
rü

fu
ng

Summe der Mehr- (Minder-) Steuern  
in Mio. €

734 827 842

durchgeführte Lohnsteuer-Außen-
prüfungen

67.318 69.199 72.154

vorhandene Prüfer in VZÄ 1.841 1.851 1.857

zu prüfende Arbeitgeber 2.597.318 2.572.005 2.561.159

U
m

sa
tz

st
eu

er
- 

So
nd

er
pr

üf
un

g

Summe der Mehr- (Minder-) Steuern  
in Mio. €

1.522 1.629 1.691

abgeschlossene USt-Sonderprüfungen 63.282 63.733 65.294

vorhandene Prüfer in VZÄ 1.607 1.630 1.597

Umsatzsteuerfälle  
(ohne Überwachungsfälle)  
zum 01.01.

6.591.591 6.477.807 6.399.260
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Bereich Kennzahl 2023 2024 2025

St
eu

er
fa

hn
du

ng vorläufiges steuerliches Mehrergebnis 
in Mio. €

2.476 2.632 3.114

durchgeführte Fahndungsprüfungen 23.737 23.156 22.046

vorhandene Prüfer in VZÄ 2.534 2.529 2.563

B
uß

ge
ld

- 
un

d 
St

ra
fv

er
fa

hr
en vom Finanzamt abgeschlossene Buß-

geldverfahren
5.046 5.870 5.491

abgeschlossene Strafverfahren 47.884 50.018 51.272

Bereich Kennzahl 2023 2024 2025

au
ße

rg
er

ic
ht

lic
he

  
R

ec
ht

sb
eh

el
fe

Anzahl der eingegangenen Einsprüche 9.932.766 5.915.601 4.132.030

Anzahl der Einspruchserledigungen 3.675.126 4.075.113 4.457.138

Anzahl der in Bearbeitung befindlichen 
Einsprüche zum 31.12. (ohne ruhende 
Einspruchsverfahren)

3.832.877 2.865.427 2.222.946

Gesamtbestand Einsprüche zum 31.12. 8.654.151 10.478.347 10.126.757

ge
ri

ch
tl

ic
he

 
R

ec
ht

sb
eh

el
fe

Anzahl der erhobenen Klagen 47.309 46.120 45.778

Steuerfahndung und Bußgeld-/Strafsachen

Rechtsbehelfe



29Datensammlung zur Steuerverwaltung 2023 - 2025

Kennzahl 2023 2024 2025

Gesamtrückstandsfälle 2.498.164 2.738.481 2.687.649

Gesamtrückstände in Mio. € 26.072 27.391 28.889

Anzahl der echten Rückstandsfälle 2.056.318 2.152.284 2.452.902

Echte Rückstände in Mio. € 12.599 13.216 13.535

Gesamtrückstände setzen sich aus den gestundeten und ausgesetzten Beträgen sowie den echten Rück-
ständen zusammen. Die sog. echten Rückstände sind Rückstände, die weder gestundet noch ausgesetzt 
sind.

Erhebung
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Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.):
•	 Steuern von A bis Z
•	 Bund/Länder-Finanzbeziehungen auf der Grundlage der geltenden  
	 Finanzverfassung
•	 Datensammlung zur Steuerpolitik

Bundesministerium der Finanzen

Bundeszentralamt für Steuern

Elster 

Steuerliches Info-Center

Der Zoll

Weiterführende  
Informationen 
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